
§ 101 [1] Prüfung des Jahresabschlusses, Bestätigungsvermerk
 

  (1) 1Der Jahresabschluss ist vom Rechnungsprüfungsausschuss dahingehend zu prüfen, ob er ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ergibt. 2Die Prüfung des 
Jahresabschlusses erstreckt sich darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden Satzungen 
und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. 3In die Prüfung sind die Buchführung, die 
Inventur, das Inventar und die Übersicht über örtlich festgelegte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände 
einzubeziehen. 4Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob 
seine sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 
Finanzlage der Gemeinde erwecken. 5Der Rechnungsprüfungsausschuss hat über Art und Umfang der 
Prüfung sowie über das Ergebnis der Prüfung einen Prüfungsbericht zu erstellen. 6Der Bestätigungsvermerk 
oder der Vermerk über seine Versagung ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen.  

  (2) 1Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat ist dem 
Bürgermeister Gelegenheit zur Stellungnahme zum Prüfungsergebnis zu geben. 2Soweit der Kämmerer von 
seinem Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 Gebrauch gemacht hat, ist ihm ebenfalls Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben.  

  (3) 1Der Rechnungsprüfungsausschuss hat das Ergebnis der Prüfung in einem Bestätigungsvermerk 
zusammenzufassen. 2Der Bestätigungsvermerk hat Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung zu beschreiben 
und dabei die angewandten Rechnungslegungsgrundsätze und Prüfungsgrundsätze anzugeben. 3Er hat ferner 
eine Beurteilung des Prüfungsergebnisses zu enthalten, die zweifelsfrei ergeben muss, ob  

ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
der Bestätigungsvermerk auf Grund von Beanstandungen versagt wird oder 

der Bestätigungsvermerk deshalb versagt wird, weil der Prüfer nicht in der Lage ist, eine 
Beurteilung vorzunehmen. 

4Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses soll allgemeinverständlich und 

problemorientiert unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, dass Rat und 

Verwaltungsvorstand den Abschluss zu verantworten haben. 5Auf Risiken, die die 

stetige Aufgabenerfüllung und die Haushaltswirtschaft der Gemeinde gefährden, ist 

gesondert einzugehen. 

  (4) 1In einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk (Absatz 3 Satz 3 Nr. 1) ist zu erklären, dass die 
durchgeführte Prüfung zu keinen Beanstandungen geführt hat, der Jahresabschluss auf Grund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse den gesetzlichen Vorschriften, Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen entspricht und unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der 
Gemeinde vermittelt. 2Dieser Bestätigungsvermerk kann um Hinweise ergänzt werden, die ihn nicht 
einschränken.  

  (5) 1Werden Beanstandungen ausgesprochen, ist die Erklärung nach Absatz 4 Satz 1 einzuschränken oder zu 
versagen. 2Ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk darf nur erteilt werden, wenn der geprüfte 
Jahresabschluss unter Beachtung der vom Prüfer vorgenommenen, in ihrer Tragweite erkennbaren 
Einschränkung ein den tatsächlichen Verhältnissen im Wesentlichen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermittelt (Absatz 3 Satz 3 Nr. 2). 3Sind die 
Beanstandungen so erheblich, dass kein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde mehr vermittelt wird, ist der Bestätigungsvermerk zu 
versagen (Absatz 3 Satz 3 Nr. 3). 4Der Bestätigungsvermerk ist auch dann zu versagen, wenn der Prüfer nach 
Ausschöpfung aller angemessenen Möglichkeiten zur Klärung des Sachverhaltes nicht in der Lage ist, eine 
Beurteilung abzugeben (Absatz 3 Satz 3 Nr. 4). 5Die Versagung ist in einem Vermerk, der nicht als 
Bestätigungsvermerk zu bezeichnen ist, aufzunehmen. 6Die Einschränkung oder Versagung ist zu begründen.  

  (6) 1Die Beurteilung des Prüfungsergebnisses hat sich auch darauf zu erstrecken, ob der Lagebericht mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht und insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Vermögens-, 
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Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde vermittelt. 2Dabei ist auch darauf einzugehen, ob die 
Chancen und Risiken für die künftige Entwicklung der Gemeinde zutreffend dargestellt sind.  

  (7) Der Bestätigungsvermerk oder der Vermerk über die Versagung ist unter Angabe von Ort und Tag vom 
Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses zu unterzeichnen.  

  (8) 1In Gemeinden, in denen eine örtliche Rechnungsprüfung besteht, bedient sich der 
Rechnungsprüfungsausschuss zur Durchführung der Prüfung dieser Rechnungsprüfung. 2Die örtliche 
Rechnungsprüfung oder Dritte als Prüfer haben im Rahmen ihrer Prüfung einen Bestätigungsvermerk oder 
einen Vermerk über seine Versagung nach den Absätzen 3 bis 7 abzugeben.  

[1] § 101 neu gef. mWv 1. 1. 2005 durch G v. 16. 11. 2004 (GV. NRW. S. 644).
 

Seite 2 von 2beck-online

21.01.2009http://beck-online.beck.de/default.aspx?VPATH=bibdata%2fges%2fNRWGO%2fcon...


